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Anfrage Deplazes  
 

betreffend "Ist die Pensionskasse Graubünden für die Zukunft gerüstet?" 
 

Antwort der Regierung 
 

Die Anfrage erweckt den Eindruck, die Regierung habe direkten Einfluss auf die Füh-

rung bzw. die Anlagestrategie der Pensionskasse Graubünden (PKGR). Dies trifft 
nicht zu. Die Strukturreform im BVG wurde in Schritten 2011 und 2012 in Kraft ge-
setzt. Eines der Ziele der Revision war die Entpolitisierung der öffentlich-rechtlichen 

Vorsorgeeinrichtungen in der Schweiz. In Art. 51a BVG wurden die unübertragbaren 
und unentziehbaren Aufgaben des obersten Organs einer Vorsorgeeinrichtung fest-
gelegt. Diese Regelung liess keinen Raum für die Übernahme von Führungsaufga-

ben durch Regierung oder Parlament. In der PKGR ist die Verwaltungskommission 
(VK) oberstes Organ im Sinne des Bundesrechts. Gestützt auf kantonales Recht und 
im Einklang mit Bundesrecht legt der Grosse Rat heute nur noch den versicherten 

Lohn und die Sparbeiträge im Gesetz über die Pensionskasse Graubünden fest. Alle 
übrigen Aufgaben obliegen der VK (vgl.: Botschaften, Heft Nr. 14/2012 bis 2013, Sei-
te 902 ff.). 

 
Die Regierung ist indes mit der Vorsteherin des Departements für Finanzen und Ge-
meinden als Arbeitgebervertreterin in der Verwaltungskommission vertreten. Ange-

sichts der Bedeutung der PKGR für die Mitarbeitenden der öffentlichen Hand und für 
den Kanton selbst erachtet die Regierung den Einsitz in die Kommission als wichtig 
und richtig. Sie verfügt als Arbeitgebervertretung über eine Stimme in diesem zehn 

Personen umfassenden Gremium. Die Kommission besteht aus fünf Arbeitgeber- 
und fünf Arbeitnehmervertreterinnen und -vertreter. Beschlüsse werden mit einfa-
chem Mehr gefällt. 

 
Die PKGR hat ihre Verantwortung für klimaverträgliche Investitionen früh erkannt und 
wahrgenommen. Seit über 10 Jahren baut sie ausschliesslich im Minergie- oder Mi-

nergie P-Standard, Photovoltaikanlagen auf dem Dach und Erdsondensysteme zu 
Heizzwecken sind meist inbegriffen. Sie verfügt heute über Mehrfamilienhäuser in 
Zernez, Igis, Felsberg, Pontresina, Thusis, Malans und Chur (Nordstrasse, Giaco-

mettistrasse, Tittwiesenstrasse), die alle mindestens Minergiestandard aufweisen. 
Mit diesem Bekenntnis zur energieoptimierenden Bauweise leistet sie seit Jahren ei-
nen wichtigen Beitrag an klimaverträgliche Investitionen. Alle diese Gebäude kom-

men gänzlich ohne fossile Brennstoffe aus. 
 
Im Dezember 2010 informierte sich die PKGR erstmals umfassend über das Angebot 

sogenannter nachhaltiger Vermögensanlagen. Die Überprüfung beschränkte sich in-
des nicht auf das Thema "Klimaverträglichkeit". Weitere natur- und umweltbelastende 
Anlagen und Anlagen in gesellschaftlich geächtete Kategorien wurden in die Analyse 
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miteinbezogen. Damals riet der Experte von solchen Anlagen ab, mit der Begrün-

dung, das eingeschränkte Anlageuniversum führe eher zu einer tieferen Perfor-
mance, die Kosten seien gegenüber passiven Produkten höher und die Volatilität 
solcher Anlagen grösser.  

 
2017 griff die PKGR das Thema "klimafreundliche Investitionsstrategie" erneut auf. 
Die VK erteilte der Direktion den Auftrag zu prüfen, welche Auswirkung die Umstel-

lung des Aktienportfolios auf sogenannte ESG-Kriterien (environment, social und 
governance) hat. ESG-Kriterien betreffen auch Umweltfragen, wozu der Ausstoss 
von Treibhausgasen und die Erfüllung der Klimaziele gehören. Diese Überprüfung 

läuft. Ihre Erkenntnisse werden der VK noch 2018 vorgelegt. Die Verantwortlichen 
der PKGR werden das oberste gesetzliche Ziel nicht aus den Augen verlieren, näm-
lich das Vermögen so zu verwalten, dass eine marktübliche Rendite bei angemesse-

ner Verteilung der Risiken erzielt werden kann. Die Sicherheit der Anlagen spielt da-
bei eine wesentliche Rolle. 
 

Zu Frage 1: Für die Regierung ist Klimapolitik generell wichtig, eine auf die PKGR fo-
kusierte Sicht greift zu kurz. Die für Pensionskassen geltenden Rechnungslegungs-
vorschriften stellen hohe Anforderungen an die Transparenz in der Berichterstattung. 

Dieser Pflicht kommt die PKGR in ihrem jährlichen Geschäftsbericht umfassend 
nach. Die PKGR ist mehrheitlich in Kollektivanlagen investiert. Die Kompetenz zur 
Auswahl der Titel bei solchen Fonds liegt nicht beim Investor. Eine Messung von 

Klimaauswirkungen dieser Kollektivgefässe ist bisher nicht erhältlich. 
 
Zu Frage 2: Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind alle Finanzrisiken wichtig, nicht 

nur diejenigen aus dem Klimawandel. Eine isolierte Betrachtung der Risiken unter 
dem Blickwinkel des Klimawandels ist nicht angezeigt und auch nicht möglich. 
 

Zu Frage 3 und 4: Die Regierung ist nicht für die Anlagepolitik der PKGR zuständig. 
Sie will sich entsprechend auch nicht dazu äussern. Die VK hat aber bereits eine 
entsprechende Überprüfung des Portfolios in Auftrag gegeben. Bei Vorliegen aller 

Angaben zu Kosten, Risiken und Renditewahrscheinlichkeiten einer Umstellung des 
Portfolios wird sie entscheiden, ob ein (Teil-)Ausstieg aus den heutigen Kollektivge-
fässen erfolgen soll. 

 
Zu Frage 5: Die gesetzlichen Grundlagen zur Anlagestrategie von Schweizer Pensi-
onskassen sind im Bundesrecht (BVG und BVV2) formuliert. Dort finden sich keine 

verbindlichen Vorschriften zu "nachhaltigen" oder "klimaverträglichen" Wertschriften-
anlagen. Ob solche sinnvoll sind, hat der Bundesgesetzgeber zu entscheiden. 

 

  

 Namens der Regierung 
 Der Präsident: Der Kanzleidirektor: 

       
 Dr. Mario Cavigelli i.V. lic. iur. W. Frizzoni 

 

 

 


